
l{eue Aufgaben ftir
die Gemeinde

Mit 59:44 Stimmen hat
der Rat das Gesetz

über die Förderung von
Menschen mit Behinde-
rungen verabschiedet.

Von cloudio Willi

lm Vorfeld machte sich Avenir So-
cial Grar"rbünden gegen die Neue-
rLngen beim Gesetz über die För-
demng von Menschen mit Behin-
derungen stark. Es wurde als kom-
pliziert, teuer und missbrauchsan-
ftillig beurteilt. In der Debatte nah-
men Ueli ,B/eifter (BDP, Rothen-
brunnen) und .Bellir? a PflJner (SP,

Igis) diese Kdtikpunkte auf. Ent-
gegen der Kommissionsmehrheit
und Regierung forderten sie mit
dern Antrag der Kommissionsmin-
derheit dazu auf, dass auch im nie-
derschwelligen Bereich pädago-
gischtherapeutische Massnah-
men durch das kantonale Amt ver-
fügt werden.

Ungerechtigkeiten vor Ort?
Ilario Bondolji (CYP, Chur) un-

terstützte diese Haltung, ebenso
Elita Florin (CVP, Bonaduz) und
Beatice Baselgta (SP, DomaV
Ems). Denn entscheide die lokale
Schulbehörde, so könnten Unge-
rechtigkeiten entstehen, da nicht
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an allen Orten gleich beurteilt wer-
de. Wenn die eine Hälfte vom Amt
verantwortet werde, die andere
Hälfte aber durch die Schulträger-
schaft, so wird einAbbau der Leis-
tungen befürchtet.

Sonderpädagogisches Konzept

Für den Vorschlag laut B otschaft
seIzIe srch Reto Loepfe (CVB Rhä-
züns) ein, denn die vorgeschlage-
ne Lösung sei sirmvoll. In diesem
Zusammenhang lobte er clas vom
kantonalen Amt durch Giosch
Garhnam ausgearbeitet Konzept
für Sonderschulen. Für den nieder-
schwelligen Bereich sei es aber
besser, die Kompetenz vor Ort zu
belassen. Marhls Felßcher (FDP,
Felsberg) nalun die Schulbehörden
in Schr.rtz, die sich in der Pra,ris gut
auskeruren würden. Regierungsmt
Martin Schmid betonte, die Schul-
hägerschaft sei in jedem Fall ver-
pflichtet, etwas zu tun, es brauche
aber nicht von Anfang an alles in
allen Bereichen über ein kantona-
les Amt geregelt zu werden. Nicht
bestritten wurde, dass zahlreiche
weitere Massnahmen wie Logopä-
die in den Massnahmenkatalog
aufgenomrnen wurden. Förder-
massnahmen im niederschwelli-
gen Bereich aber ['urden wie in
der Botschaft vorgesehen neu den
Gemeinden überartwoft et.


